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Wohnen im Alter muss so eigenbestimmt wie möglich, aber auch bezahlbar bleiben 
Begrenzung auf acht Bewohner in ambulant betreuten Wohngemeinschaften im neuen Gesetz für unterstützende Wohnformen, Teilhabe und Pflege (WTPG) gefährdet aufgrund zu hoher Kosten diese vielfach nachgefragte Wohnform 
Der Gemeindetag Baden-Württemberg setzt sich im Rahmen der heutigen Anhörung zum Gesetzentwurf des WTPG im Landtag insbesondere für die Zukunft der ambulant betreuten Wohngemeinschaften ein. Der Gesetzesentwurf sieht vor, die Zahl der Bewohner in dieser Wohnform auf acht Bewohner zu begrenzen. Im Moment ist es noch möglich, bis zu 12 Bewohner in ambulant betreute Wohngemeinschaften aufzunehmen. Die neu vorgesehene Begrenzung wird von der Politik als Anlehnung an familienähnliche Wohnstrukturen begründet. Dabei werden allerdings wirtschaftliche Aspekte völlig außer Acht gelassen. Aus zahlreichen Kostenberechnungen von Städten und Gemeinden, die auch dem Sozialministerium vorgelegt wurden, geht jedoch eindeutig hervor, dass eine Wohngemeinschaft nur bei einer Gruppengröße von 12 Bewohnern wirtschaftlich ist. „Wenn in Zukunft nur noch acht Bewohner in den ambulant betreuten Wohngemeinschaften leben dürfen, wird es sich nicht mehr lohnen, diese nachgefragte und beliebte Wohnform auszubauen“, befürchtet Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Er geht davon aus, dass nur noch die bisherigen Anbieter übrig bleiben, für die ein Bestandsschutz gewährt wird. Insbesondere in Gemeinden im ländlichen Raum gebe es bereits Investoren, die signalisiert haben, geplante Projekte bei einer Begrenzung auf acht Bewohner nicht mehr realisieren zu können. Deshalb fordert der Gemeindetag Baden-Württemberg bei ambulant betreuten Wohngemeinschaften die Obergrenze der Bewohnerzahl auf 12 zu erhöhen. Dies schafft ein größtmögliches Maß an Flexibilität, da je nach Bedarf die Wohngruppengröße vor Ort festgelegt werden kann.
Grundsätzlich begrüßt der Gemeindetag die neue Ausrichtung des Gesetzes, die sich an den veränderten Lebenssituationen und -bedürfnissen der älteren Bürgerinnen und Bürger orientiert. Besonders gelungen sei auch die Anpassung an die Vielfalt und Unterschiedlichkeit der Angebote der Pflege und der Eingliederungshilfe sowie die Idee, den staatlichen Überwachungsauftrag entsprechend dem Grad der strukturellen Abhängigkeit der Bewohner zu staffeln.
Eine Begrenzung auf acht Bewohner in den ambulant betreuten Wohngemeinschaften gefährde aber die eigentlich gewünschte Angebotsvielfalt. „Wenn die Anbieter die Preise für die Betreuung in dieser Wohnform aus wirtschaftlichen Gründen erhöhen müssen, werden sich viele Seniorinnen und Senioren oder ihre Angehörigen dieses noch weitgehend eigenbestimmte Wohnen nicht leisten können“, bedauert Kehle. 
Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart

Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | zentrale@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de

Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart

Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | zentrale@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de


